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TOP 4 Runderlass Zuweisungen aus dem Ausgleichsstock nach § 17 

FAG  
___________________________________________________________________________ 
 
Anlagen: Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände vom 

18.11.2014 zum Runderlass über Zuweisungen aus dem Aus-
gleichsstock nach § 17 des FAG vom 15.04.2014 (Anlage 1)  

 
Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände vom 
19.01.2015 zum Runderlass über Zuweisungen aus dem Aus-
gleichsstock nach § 17 des FAG vom 15.04.2014 (Anlage 2) 

___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:  46. Sitzung am 17.09.2014 (TOP 5)  
___________________________________________________________________________ 
 
 
Begründung: 
 
In der 46. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 17.09.2014 hatten wir über den 
mit Datum vom 14.07.2014 im Ministerialblatt veröffentlichten Runderlass des Ministeriums 
der Finanzen vom 15.04.2014 über die Zuweisungen aus dem Ausgleichsstock nach § 17 
FAG und die damit verbundene deutliche Verschärfung der Auflagen bei der Ausreichung 
von Zuweisungen informiert. Vor allem die vielfach im Erlass ohne Ermessensspielraum ent-
haltenen Forderungen, wie u.a. die Realsteuerhebesatzerhöhung, stellt einen schwerwiegen-
den Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung dar. Neu ist auch, dass der Erlass, anders als 
die Vorgängerregelungen, so ausgelegt ist, dass entsprechende Auflagen bereits im Vorfeld 
der Antragsstellung erfüllt sein müssen. Von der Möglichkeit einer teilweisen Bewilligung im 
Zusammenspiel mit verpflichtenden Auflagen wird anscheinend immer weniger Gebrauch 
gemacht. Kommunen berichten zudem über eine immer stärker ausgeprägte pauschalierte 
Herangehensweise seitens des Ministeriums der Finanzen ohne Berücksichtigung der konkre-
ten Situation vor Ort. Der Erlass ist bei den Mitgliedern auf heftige Kritik gestoßen.  
 
Mit der Einbringung des Gesetzentwurfs für das Zweite Gesetz zur Änderung des Finanzaus-
gleichs (FAG 2015/2016) in den Landtag im September 2014 wurde auch ein Antrag der 
Fraktion DIE LINKE – „Runderlass über Zuweisung aus dem Ausgleichstock überarbeiten, 
Recht auf kommunale Selbstverwaltung sichern“ – (Drs. 6/3403) behandelt. Kritisiert wurde 
in dem Antrag u.a., dass der Erlass die Voraussetzung für die Ausreichung von Zuweisungen 
aus dem Ausgleichsstock drastisch verschärft und massiv in das Selbstverwaltungsrecht der 
Kommunen eingreift. Der Antrag verfolgte das Ziel, den Erlass im Einvernehmen mit den 
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kommunalen Spitzenverbänden zu überarbeiten. Er wurde sodann in den Finanz- und Innen-
ausschuss des Landtages überwiesen. 
 
Der Ausschuss für Finanzen hat daraufhin beschlossen, die kommunalen Spitzenverbände 
schriftlich anzuhören. Mit Datum vom 18.11.2014 haben die kommunalen Spitzenverbände 
Sachsen-Anhalts die als Anlage beigefügte Stellungnahme abgegeben (Anlage 1).  
 
Mit Schreiben vom 05.12.2014 teilte das Ministerium der Finanzen (MF) mit, dass nach der 
Befassung des Innenausschusses am 27.11.2014 der Runderlass vom 15.04.2014 angepasst 
werden solle. Damit verbunden war eine erstmalige Anhörung der Spitzenverbände seitens 
der Landesregierung bzw. des MF. Mit Datum vom 19.01.2015 haben beide kommunalen 
Spitzenverbände die als Anlage beigefügte umfangreiche Stellungnahme gegenüber dem MF 
abgegeben (Anlage 2).  
 
Die Stellungnahme vom 19.01.2015 war Anlass für ein Gespräch mit dem Finanzministerium 
am 26.01.2015. Ergebnis des Gespräches war, dass der Erlass noch einmal vom MF überar-
beitet werden soll und dabei einzelne von den kommunalen Spitzenverbände aufgegriffene 
Punkte Berücksichtigung finden sollen, wie u.a.:  
 
 Bei der unter 2.1.2 a) und b) geforderten Erhöhung der Realsteuerhebesätze auf 100 v.H. 

bzw. 50 v.H. über den Durchschnittshebesatz soll der Durchschnittshebesatz voraussicht-
lich auf das Jahr 2013 fixiert werden. Damit würde zumindest der von uns stets kritisierte 
dynamische Prozess durchbrochen. Eine Reduzierung der pauschalen Vorgabe zur vorge-
sehenen Erhöhung der Hebesätze wurde vom MF kategorisch abgelehnt. 
 

 Es soll eine entschärfende Änderung der stringenten Forderung nach kostendeckenden 
Gebühren bei Einrichtungen im freiwilligen Bereich unter Ziffer 2.1.2. f) geben. 
 

 Die Vorgaben zu Aufwandsentschädigungen (Ziffer 2.1.1.7) sollen gestrichen werden. 
 
Trotz der angekündigten Überarbeitung stand fest, dass weitere wesentliche Kritikpunkte der 
kommunalen Spitzenverbände nicht berücksichtigt werden sollten, wie u.a. die prozentuale 
Vorgabe zur Begrenzung der freiwilligen Aufgaben auf 2 v.H. (Ziffer 2.1.1.4), die Vorgabe 
von 1 VbE/1.000 Einwohner (Ziffer 2.1.1.1) und unsere Hinweise zum begrenzten Einfluss 
der Kommunen auf Umlagezahlungen (Ziffer 2.1.1.3) und zu den Zuschussbedarfen im Rah-
men des kommunalen Finanzmonitors (Ziffer 2.1.1.5). Insgesamt dürfte es daher bei unserer 
Einschätzung bleiben, dass auch mit dem überarbeiteten Erlass eine deutliche Verschärfung 
der Liquiditätshilfe- bzw. Bedarfszuweisungspraxis zu erwarten sein wird. 
 
Neben den konkreten Vorgaben des Erlasses wurde bei dem Treffen vom MF zugesagt, die 
kommunalen Spitzenverbände zukünftig im Vorfeld der Veröffentlichung von Erlassen und 
dergleichen zu beteiligen. Hinsichtlich der diskutierten Intransparenz bei der Ausreichung von 
Mitteln aus dem Ausgleichsstock (§ 17 FAG) soll zukünftig eine jährliche Berichterstattung 
über die Mittelwendung der Ausgleichsstockmittel an die kommunalen Spitzenverbände er-
folgen. 
 
Eine Neuveröffentlichung des Erlasses ist bisher nicht erfolgt. Über den aktuellen Stand der 
Verhandlungen zwischen dem Ministerium der Finanzen und dem Landtag zu weiteren An-
passungen wird in der Sitzung am 29.04.2015 mündlich berichtet.   
 
Anhängiges Verfahren zur Ablehnung eines Liquiditätshilfeantrages  



3 

 
Die Stadt Hecklingen hat Klage gegen den Ablehnungsbescheid einer beantragten Liquidi-
tätshilfe vor dem VG eingereicht. Mit der Klage begehrt die Stadt das MF zu verpflichten, den 
Antrag der Stadt Hecklingen unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu be-
scheiden. Mit der Klage soll vor allem die Frage geklärt werden, ob das MF im Rahmen sei-
ner Entscheidung über Anträge nach § 17 des FAG befugt ist, einer um Liquiditätshilfe nach-
suchende Gemeinde in ausschließlicher Anwendung seines Runderlasses vom 15.04.2014 
verbindlich vorzugeben, welche konkreten Konsolidierungsmaßnahmen zunächst von der 
Gemeinde beschlossen und umgesetzt werden müssen, bevor ein Antrag auf Liquiditätshilfe 
gestellt und mit einer (teilweisen) Gewährung von Liquiditätshilfen gerechnet werden könne. 
 
Die Klägerin vertritt die Auffassung, dass die Gewährung von Leistungen aus dem Aus-
gleichsstock im pflichtgemäßen Ermessen des MF stehe. Daher müsse sich der Ablehnungs-
bescheid anhand der Maßstäbe einer ermessensfehlerfreien Entscheidung messen lassen. Eine 
vollständige Ablehnung, ausschließlich unter Berufung auf die vermeintliche Rechtspflicht 
zur Durchführung weiterer im einzelnen vorgegebener Konsolidierungsmaßnahmen, die in 
der Summe unstreitig nicht annähernd ausreichen, um die Zahlungsfähigkeit der Klägerin zu 
sichern, sei ermessensfehlerhaft und damit rechtswidrig. 
 
Der Ablehnungsbescheid sei insoweit ermessensfehlerhaft, weil die vollständige Ablehnung 
ausschließlich unter Berufung auf die im Runderlasses vom 15.04.2014 vorgegebener Konso-
lidierungsmaßnahmen beruhe. Das Finanzministerium lege dabei nahezu ausschließlich und 
wörtlich die Vorgaben des Runderlasses vom 15.04.2014 zugrunde und gehe weder auf die 
bisherigen Konsolidierungsbemühungen der Klägerin noch die Besonderheiten ihrer haus-
haltswirtschaftlichen Lage ein. Dadurch macht das Ministerium der Finanzen von dem im 
§ 17 Abs. 2 Satz 1 FAG vom Gesetzgeber eingeräumten Ermessen keinen Gebrauch. Damit 
wird durch die Klage u.a. auch der vom SGSA aufgeworfene zentrale Kritikpunkt der zu pau-
schalen Ausrichtung des Runderlass aufgegriffen.  
 
Die Stadt Hecklingen hat zudem um finanzielle Unterstützung aus dem Prozesskostenfonds 
des SGSA gebeten. Am 16.02.2015 hat das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes 
mehrheitlich beschlossen, dass sich der SGSA an den Kosten des Rechtsstreits der Stadt 
Hecklingen gegen den Bescheid des Ministeriums der Finanzen zur Ablehnung einer Bedarfs-
zuweisung vom 26.09.2014 mit einem Betrag von maximal 1.500 Euro beteiligt, da der 
Rechtsstreit eine Reihe kommunalrechtlicher Fragen behandelt, die von grundsätzlicher Be-
deutung sind. 
 
 
Der Ausschuss wird um Aussprache gebeten.  
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